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Advanced Blockchain AG 

 

mit Sitz in Frankfurt am Main 
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Eindeutige Kennung des Ereignisses: ABX102025oHV 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

  

wir laden unsere Aktionäre hiermit zu der am 

 

Montag, den 20. Oktober 2025, um 11:00 Uhr (MESZ) 

 

in der Frankfurt School of Finance & Management gGmbH, Raum SO.03 (EG), 

Adickesallee 32-34, 60322 Frankfurt am Main,  

 

stattfindenden  

 

ordentlichen Hauptversammlung ein. 

 

 

A. Tagesordnung 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des Lageberichts zum 31. Dezember 2024 

sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 

 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss gebilligt. Damit ist der 

Jahresabschluss festgestellt. Der Jahresabschluss ist damit gemäß § 172 Satz 1 AktG festgestellt. Eine 

Beschlussfassung durch die Hauptversammlung entfällt daher nach den gesetzlichen Bestimmungen.  

 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes, die im Geschäftsjahr 

2024 amtiert haben, wie folgt vorzunehmen.  

 

a) Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, Herrn Hatem Elsayed und Herrn Maik Laske Entlastung zu 

erteilen.  

b) Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, Herrn Simon Telian die Entlastung zu verweigern. 
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3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 

2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats, die im Geschäftsjahr 2024 amtiert 

haben, Entlastung zu erteilen.  

 

4. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2025 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Abstoß & Wolters GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 

Mönchengladbach, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2025 zu bestellen. 

 

5. Beschlussfassung über Wahl zum Aufsichtsrat 

 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich gemäß §§ 95, 96 Absatz 1, 101 Absatz 1 AktG i.V.m. § 10 Absatz 

1 der Satzung aus fünf Aufsichtsratsmitgliedern zusammen, die alle durch die Hauptversammlung gewählt 

werden. Das Mitglied des Aufsichtsrats Tom Jakobi hat sein Amt mit Wirkung zum 31. März. 2025 

niedergelegt. Mithin ist die Neuwahl eines Mitglieds des Aufsichtsrats durch die Hauptversammlung 

erforderlich.  

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgenden Beschluss zu fassen:  

 

Mathias Roch, Unternehmer, Geschäftsführer der Roch Services GmbH, wohnhaft in Lübeck, wird für die 

Zeit bis zur Beendigung derjenigen Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des 

Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr bis zum 31. Dezember 2029 beschließt, in den Aufsichtsrat gewählt. 

 

6. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2021/1 und die Schaffung eines 

neuen Genehmigten Kapitals 2025/1 sowie über entsprechende Satzungsänderungen  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) In der Höhe, in der die bestehend Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals in § 5 Abs. 1 der 

Satzung (Genehmigtes Kapital 2021/1) bis zu diesem Zeitpunkt nicht ausgenutzt wurde, werden die 

Ermächtigung und die zugehörigen bisherigen Regelungen in § 5 Abs. 1 der Satzung mit Wirkung auf 

die Eintragung des nachfolgend zur Beschlussfassung vorgeschlagenen neuen Genehmigten Kapitals 

2025/1 im Handelsregister aufgehoben. 

 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft in 

der Zeit bis zum 19. Oktober 2030 um insgesamt bis zu EUR 948.670,00 durch ein- oder mehrmalige 

Ausgabe von bis zu 948.670 Stück neuer Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2025/1). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu.  

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz 

oder teilweise auszuschließen, soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erforderlich ist. 
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Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte 

und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand 

wird ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem 

Kreditinstitut, einem Wertpapierinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 

oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung 

übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen Umfang der 

Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2025/1 abzuändern. 

 

c) § 5 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:  

 

„(1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft 

in der Zeit bis zum 19. Oktober 2030 um insgesamt bis zu EUR 948.670,00 durch ein- oder 

mehrmalige Ausgabe von bis zu 948.670 Stück neuer Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025/1). Den Aktionären steht grundsätzlich ein 

Bezugsrecht zu.  

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 

ganz oder teilweise auszuschließen, soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erforderlich 

ist.  

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der 

Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 

festzulegen. Der Vorstand wird ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 

Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut, einem Wertpapierinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 

Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen 

Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug 

anzubieten. 

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen Umfang 

der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2025/1 abzuändern.“ 

 

7. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2021/2 und die Schaffung eines 

neuen Genehmigten Kapitals 2025/2 mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sowie über 

entsprechende Satzungsänderungen  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) In der Höhe, in der die bestehend Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals in § 5 Abs. 2 der 

Satzung (Genehmigtes Kapital 2021/2) bis zu diesem Zeitpunkt nicht ausgenutzt wurde, werden die 

Ermächtigung und die zugehörigen bisherigen Regelungen in § 5 Abs. 2 der Satzung mit Wirkung auf 

die Eintragung des nachfolgend zur Beschlussfassung vorgeschlagenen neuen Genehmigten Kapitals 

2025/2 im Handelsregister aufgehoben. 
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b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft in 

der Zeit bis zum 19. Oktober 2030 um insgesamt bis zu EUR 948.670,00 durch ein- oder mehrmalige 

Ausgabe von bis zu 948.670 Stück neuer Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2025/1). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu.  

 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 

ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ist dabei beispielsweise in 

folgenden Fällen zulässig: 

 

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an der Börse gehandelt 

werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die Nachfolger dieser Segmente), die 

ausgegebenen Aktien 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen und der Ausgabebetrag der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft 

gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des Ausgabepreises nicht 

wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und alle 

eventuellen weiteren Voraussetzungen von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den 

Betrag von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund anderer 

entsprechender Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder 

entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise 

veräußert werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne dieser 

Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Aktien durch einen 

Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien 

einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der 

Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist;  

 

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. 

Patenten, Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder 

sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und 

sonstigen Finanzinstrumenten;  

 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft oder ihren 

Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder 

Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, 

wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer 

Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde; 

 

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen. 

 

Darüber hinaus ist der Vorstand stets zum Ausschluss des Bezugsrechts berechtigt, wenn diese 

Maßnahme nach seinem Ermessen im Interesse der Gesellschaft liegt.  
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Insgesamt darf die Anzahl der Aktien, die gemäß der vorstehenden Ermächtigung aus dem 

Genehmigtem Kapital 2025/2 unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, zusammen mit 

der Anzahl der Aktien, die vom Vorstand gemäß anderer erteilter Ermächtigungen unter Ausschluss 

des Bezugsrechts nach dem 20. Oktober 2025 ausgegeben wurden, 10% des an diesem Tag 

vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigen. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte 

und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand 

wird ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem 

Kreditinstitut, einem Wertpapierinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 

oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung 

übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen Umfang der 

Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2025/2 abzuändern. 

 

c) § 5 Abs. 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:  

 

„(2) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft 

in der Zeit bis zum 19. Oktober 2030 um insgesamt bis zu EUR 948.670,00 durch ein- oder 

mehrmalige Ausgabe von bis zu 948.670 Stück neuer Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025/2). 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 

ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ist dabei beispielsweise 

in folgenden Fällen zulässig: 

 

(a) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an der Börse 

gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die Nachfolger dieser 

Segmente), die ausgegebenen Aktien 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen und der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten 

Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung 

des Ausgabepreises nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG unterschreitet und alle eventuellen weiteren Voraussetzungen von § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag 

anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum 

Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter 

Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, soweit eine 

derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als 

Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter 

gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren 

von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem 

oder den Dritten zu zahlen ist;  
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(b) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie 

z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten 

oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, 

Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten;  

 

(c) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft oder 

ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder 

Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 

einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. 

nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde; 

 

(d) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen. 

 

Darüber hinaus ist der Vorstand stets zum Ausschluss des Bezugsrechts berechtigt, wenn diese 

Maßnahme nach seinem Ermessen im Interesse der Gesellschaft liegt.  

 

Insgesamt darf die Anzahl der Aktien, die gemäß der vorstehenden Ermächtigung aus dem 

Genehmigtem Kapital 2025/2 unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, zusammen mit 

der Anzahl der Aktien, die vom Vorstand gemäß anderer erteilter Ermächtigungen unter Ausschluss 

des Bezugsrechts nach dem 20. Oktober 2025 ausgegeben wurden, 10% des an diesem Tag 

vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigen. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte 

und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand 

wird ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem 

Kreditinstitut, einem Wertpapierinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 

oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung 

übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen Umfang der 

Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2025/2 abzuändern.“ 

 

8. Beschlussfassung über die Schaffung eines Bedingten Kapitals 2025 und entsprechende 

Satzungsänderung 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Das Grundkapital wird um bis zu EUR 611.765,00 durch Ausgabe von bis zu 611.765 neuen, auf den 

Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des letzten Geschäftsjahrs, für das 

noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025). Die 

bedingte Kapitalerhöhung dient der Bedienung von Schuldverschreibungen, die aufgrund des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 22. August 2023 unter 
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Tagesordnungspunkt 5 ausgegeben wurden oder werden. Dabei wird die bedingte Kapitalerhöhung 

nur insoweit durchgeführt, wie 

 

(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten 

mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten 

Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom 22. August 2023 gefassten 

Ermächtigungsbeschlusses bis zum 21. August 2028 ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- 

oder Bezugsrecht Gebrauch machen und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw. 

Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2025 zu bedienen, oder 

 

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 

und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder 

ihren nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom  

22. August 2023 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 21. August 2028 ausgegeben 

wurden, ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- 

bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingtes Kapital 2025 zu bedienen. 

 

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 22. August 2023 unter Tagesordnungspunkt 5, d.h. insbesondere zu 

mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft an den letzten zehn 

Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung des Vorstands über die Ausgabe der 

Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel an der Frankfurter 

Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, 

sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse, an der in 

diesen zehn Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt 

wurden, vor der Beschlussfassung des Vorstands über die Ausgabe der jeweiligen 

Schuldverschreibungen unter Berücksichtigung von Anpassungen gemäß der im Beschluss der 

vorgenannten Hauptversammlung bestimmten Verwässerungsschutzregeln. 

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen Umfang der 

Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2025 abzuändern. 

 

b) In die Satzung wird folgender neuer § 4 Abs. 6 eingefügt: 

 

„Das Grundkapital ist um bis zu EUR 611.765,00 durch Ausgabe von bis zu 611.765 neuen, auf den 

Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des letzten Geschäftsjahrs, für das 

noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025). Die 

bedingte Kapitalerhöhung dient der Bedienung von Schuldverschreibungen, die aufgrund des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 22. August 2023 unter 

Tagesordnungspunkt 5 ausgegeben wurden oder werden. Dabei wird die bedingte Kapitalerhöhung 

nur insoweit durchgeführt, wie 
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(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten 

mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten 

Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom 22. August 2023 gefassten 

Ermächtigungsbeschlusses bis zum 21. August 2028 ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- 

oder Bezugsrecht Gebrauch machen und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw. 

Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2025 zu bedienen, oder 

 

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 

und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder 

ihren nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom  

22. August 2023 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 21. August 2028 ausgegeben 

wurden, ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- 

bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingtes Kapital 2025 zu bedienen. 

 

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 22. August 2023 unter Tagesordnungspunkt 5, d.h. insbesondere zu 

mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft an den letzten zehn 

Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung des Vorstands über die Ausgabe der 

Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel an der Frankfurter 

Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern 

ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse, an der in diesen zehn 

Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt wurden, vor 

der Beschlussfassung des Vorstands über die Ausgabe der jeweiligen Schuldverschreibungen unter 

Berücksichtigung von Anpassungen gemäß der im Beschluss der vorgenannten Hauptversammlung 

bestimmten Verwässerungsschutzregeln. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen Umfang der 

Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2025 abzuändern.“ 
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B. Weitere Angaben und Hinweise 

 

1. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts 

 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind gemäß § 19 der Satzung 

nur Aktionäre berechtigt, die sich bei der Gesellschaft anmelden und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der 

Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Ein Nachweis des Anteilsbesitzes 

durch den Letztintermediär gemäß § 67c AktG reicht aus. Die Anmeldung und der Nachweis des 

Anteilsbesitzes bedürfen der Textform und müssen in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein. 

Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der 

Hauptversammlung, d.h. den 28. September 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (sog. Nachweisstichtag) zu beziehen 

und muss der Gesellschaft zusammen mit der Anmeldung unter der nachfolgenden Adresse, Fax-Nummer 

oder E-Mail-Adresse bis spätestens 13. Oktober 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen: 

 

Advanced Blockchain AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

 

Fax: +49 (0)89 889 690 633 

E-Mail: anmeldung@linkmarketservices.eu 

 

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft werden dem 

Aktionär eine Eintrittskarte für die Hauptversammlung sowie die für die Nutzung des passwortgeschützten 

Internetservices (siehe Ziffer 2. „Passwortgeschützter Internetservice“) unter https://hv.blockchain-ag.de/ 

erforderlichen Zugangsdaten (Zugangskennung und Passwort) übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der 

Eintrittskarte sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig eine Eintrittskarte bei ihrem depotführenden 

Institut anzufordern. Die zugeschickten bzw. am Versammlungsort hinterlegten Eintrittskarten sind lediglich 

organisatorische Hilfsmittel und keine Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die 

Ausübung des Stimmrechts. 

 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts als Aktionär nur, wer den besonderen Nachweis des Aktienbesitzes erbracht hat. Die 

Berechtigung zur Teilnahme und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach 

dem Aktienbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die 

Veräußerbarkeit des Aktienbesitzes einher. Auch im Fall der (vollständigen oder teilweisen) Veräußerung 

des Aktienbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts 

ausschließlich der Aktienbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich; d. h. Veräußerungen von 

Aktien nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme und auf 

den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für Erwerbe und Zuerwerbe von Aktien nach dem 

Nachweisstichtag. Wer etwa zum Nachweisstichtag nicht Aktionär ist, aber noch vor der Hauptversammlung 

mailto:anmeldung@linkmarketservices.eu
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Aktien erwirbt, ist nicht teilnahme- und stimmberechtigt. Der Nachweisstichtag hat auch keine Bedeutung für 

eine eventuelle Dividendenberechtigung. 

 

2. Passwortgeschützter Internetservice 

 

Ab dem 29. September 2025 steht auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://hv.blockchain-ag.de/ 

ein passwortgeschützter Internetservice zur Verfügung. Über diesen passwortgeschützten Internetservice 

können angemeldete Aktionäre (bzw. ihre Bevollmächtigten) gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren 

elektronisch eine Vollmacht erteilen, diese ändern oder widerrufen sowie elektronisch Vollmacht und 

Weisung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft erteilen, ändern oder widerrufen (siehe hierzu im 

Einzelnen die nachfolgenden Abschnitte „3. Verfahren für die Stimmabgabe bei Stimmrechtsvertretung  

- (a) Bevollmächtigung Dritter“ und „3. Verfahren für die Stimmabgabe bei Stimmrechtsvertretung  

- (c) Verfahren für die Stimmabgabe durch die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter“).  

 

Die Zugangsdaten (Zugangskennung und Passwort) für die Nutzung des passwortgeschützten 

Internetservice werden den Aktionären zusammen mit den Eintrittskarten für die Hauptversammlung 

übersandt (siehe vorstehend Ziffer „1. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und 

die Ausübung des Stimmrechts“)  

 

Die Ausübung anderer als die vorgenannten Aktionärsrechte über den Internetservice ist nicht möglich; 

insbesondere können über den Internetservice weder Fragen eingereicht werden, noch Anträge gestellt oder 

Widerspruch gegen Beschlussfassungen der Hauptversammlung eingelegt werden und es wird auch keine 

Übertragung der Hauptversammlung in Bild und/oder Ton über den Internetservice oder in sonstiger Weise 

erfolgen 

 

3. Verfahren für die Stimmabgabe bei Stimmrechtsvertretung 

 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen 

möchten, können ihr Stimmrecht auch durch Bevollmächtigte, z.B. durch einen Intermediär (z.B. ein 

Kreditinstitut), eine Aktionärsvereinigung, die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter oder eine 

Person ihrer Wahl, ausüben lassen. Auch für die Stimmrechtsvertretung sind demnach eine fristgemäße 

Anmeldung und der rechtzeitige Nachweis des Anteilsbesitzes, wie in diesem Abschnitt der Einladung unter 

Ziffer „1. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts“ 

erläutert, erforderlich.  

 

a) Bevollmächtigung Dritter 

 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 

Gesellschaft bedarf der Textform (§ 126b BGB), wenn weder ein Intermediär (z.B. ein Kreditinstitut) noch 

eine diesen nach § 135 Absatz 8 AktG gleichgestellte Person oder Institution (z.B. eine Aktionärsvereinigung) 

bevollmächtigt wird.  

 

Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen möchten, können zur Erteilung der Vollmacht das Formular 

verwenden, das den ordnungsgemäß angemeldeten Personen zusammen mit der Eintrittskarte übermittelt 
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wird. Ein entsprechendes Formular ist zudem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hv.blockchain-ag.de/ zugänglich. 

 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis einer gegenüber einem Bevollmächtigten erteilten 

Vollmacht oder ihres Widerrufs gegenüber der Gesellschaft können auf einem der folgenden Wege 

übermittelt werden: 

 

Advanced Blockchain AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

 

per E-Mail: advancedblockchain@linkmarketservices.eu 

 

Eine Vollmacht kann auch ab dem 29. September 2025 elektronisch über den passwortgeschützten 

Internetservice unter https://hv.blockchain-ag.de/ (siehe vorstehend Abschnitt „2. Passwortgeschützter 

Internetservice“) gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren bis spätestens zum 19. Oktober 2025,  

24:00 Uhr (MESZ), erteilt, geändert oder widerrufen werden.  

 

Die für die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices erforderlichen Zugangsdaten 

(Zugangskennung und Passwort) werden zusammen mit den Eintrittskarten nach form- und fristgerechter 

Anmeldung zugesandt. Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices durch einen 

Bevollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält. 

 

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann auch dadurch erfolgen, dass der Bevollmächtigte am Tag der 

Hauptversammlung die Vollmacht an der Einlasskontrolle vorweist, hinsichtlich der Stimmrechtsvertretung 

bis zum Beginn der Abstimmungen. Der Widerruf kann am Tag der Hauptversammlung durch den Aktionär 

oder einen (anderen) bevollmächtigten Dritten vorgewiesen werden. 

 

b) Bevollmächtigung von Intermediären oder diesen gemäß § 135 Absatz 8 AktG gleichgestellten 

Personen oder Institutionen 

 

Für die Bevollmächtigung von Intermediären (z.B. von Kreditinstituten) oder diesen gemäß § 135 Absatz 8 

AktG gleichgestellten Personen oder Institutionen (z.B. von Aktionärsvereinigungen) sowie für den Nachweis 

und den Widerruf einer solchen Bevollmächtigung gelten die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere  

§ 135 AktG. Die Aktionäre werden gebeten, sich in den Fällen des § 135 AktG rechtzeitig mit der/dem 

Bevollmächtigten über etwaige Besonderheiten der Vollmachtserteilung (insbesondere in Bezug auf deren 

Form) abzustimmen. 

  

mailto:hgears@linkmarketservices.eu
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c) Verfahren für die Stimmabgabe durch die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

 

Wir bieten unseren Aktionären an, sich nach Maßgabe ihrer Weisung in der Hauptversammlung durch von 

der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter vertreten zu lassen. Die Stimmrechtsvertreter sind 

verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen; sie können die Stimmrechte nicht nach eigenem Ermessen 

ausüben. Bei Abstimmungen, für die keine ausdrückliche Weisung erteilt wurde, enthalten sie sich der 

Stimme oder nehmen nicht an der jeweiligen Abstimmung teil. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

stehen insbesondere nicht zur Verfügung, um in der Hauptversammlung Fragen oder Anträge zu stellen oder 

Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung einzulegen. 

 

Das Vollmacht- und Weisungsformular für die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ist auf der Eintrittskarte, 

die den Aktionären nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des Nachweises des 

Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft übermittelt wird, abgedruckt. Ein entsprechendes Formular ist zudem 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://hv.blockchain-ag.de/ zugänglich. 

 

Die Erteilung der Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, die Erteilung von 

Weisungen, ihre Änderung und ihr Widerruf müssen auf einem der folgenden Wege aus organisatorischen 

Gründen bis spätestens zum 19. Oktober 2025, 24:00 Uhr (MESZ), der Gesellschaft zugehen: 

 

Advanced Blockchain AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

 

per E-Mail: advancedblockchain@linkmarketservices.eu 

 

Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können auch ab dem  

29. September 2025 über den passwortgeschützten Internetservice unter https://hv.blockchain-ag.de/ (siehe 

vorstehend Abschnitt „2. Passwortgeschützter Internetservice“) gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren 

bis spätestens zum 19. Oktober 2025, 24:00 Uhr (MESZ), erteilt, geändert oder widerrufen werden. 

 

Nach Ablauf des 19. Oktober 2025, 24:00 Uhr (MESZ), ist die Erteilung von Vollmacht und Weisungen an 

die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nur noch möglich, indem Aktionäre das den 

Stimmunterlagen beigefügte Formular ausfüllen und spätestens bis zur Eröffnung der Abstimmung in der 

Hauptversammlung an der Ein- und Ausgangskontrolle abgeben. 

 

Die Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter schließt eine persönliche 

Teilnahme an der Hauptversammlung nicht aus. Möchte ein Aktionär trotz bereits erfolgter Bevollmächtigung 

der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter selbst oder durch einen anderen Bevollmächtigten 

teilnehmen und seine Aktionärsrechte ausüben, so gilt die persönliche Teilnahme beziehungsweise 

Teilnahme durch einen Bevollmächtigten als Widerruf der Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter. 
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Während der Hauptversammlung können vor Ort Vollmacht und Weisungen an die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter unter anderem durch Nutzung des auf der Stimmkarte dafür vorgesehenen 

Formulars erteilt werden. 

 

 

4. Zugänglichmachen von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen 

 

Die Aktionäre haben die Möglichkeit, Gegenanträge und Wahlvorschläge vor der Hauptversammlung 

entsprechend §§ 126 Abs. 1, 127 AktG an die Gesellschaft innerhalb der gesetzlichen Frist bis  

5. Oktober 2025, 24:00 Uhr (MESZ), an folgende Postanschrift beziehungsweise E-Mail-Adresse zu 

übermitteln:  

 

Advanced Blockchain AG 

Vorstand 

Scharnhorststraße 24 

10115 Berlin 

E-Mail: ir@advancedblockchain.com 

 

Anderweitig adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden nicht nach §§ 126, 127 AktG zugänglich 

gemacht. Wir werden ordnungsgemäß und rechtzeitig eingehende, zugänglich zu machende Anträge von 

Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, einer Begründung und einer etwaigen Stellungnahme 

der Verwaltung veröffentlichen unter der Internetadresse: 

 

https://hv.blockchain-ag.de/ 

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge sind nur dann gestellt, wenn sie während der Hauptversammlung gestellt 

werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge und 

Wahlvorschläge zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige und fristgerechte 

Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt. 

 

5. Auskunftsrecht gemäß § 131 AktG 

 

Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand 

Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur sachgemäßen 

Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht 

besteht. Die Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen 

Beziehungen der Gesellschaft zu den mit ihr verbundenen Unternehmen. Des Weiteren betrifft die 

Auskunftspflicht auch die Lage der Gruppe und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.  

 

Die Ausübung des Auskunftsrechts setzt die Teilnahme an der Hauptversammlung voraus. Insofern sind die 

in diesem Abschnitt der Einladung unter Ziffer „1. Voraussetzungen für die Teilnahme an der 

Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts“ erläuterten Voraussetzungen für die Teilnahme an 

der Hauptversammlung zu beachten, insbesondere die Anmeldefrist. 

 

https://hv.blockchain-ag.de/
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6. Informationen zum Datenschutz 

 

Die Advanced Blockchain AG verarbeitet als Verantwortlicher im Rahmen der Durchführung der 

Hauptversammlung personenbezogene Daten ihrer Aktionäre und deren Stimmrechtsvertreter (Name, 

Anschrift, Sitz/Wohnort, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien sowie Nummer des HV-Ticktes 

und Zugangsdaten zum passwortgeschützten Internetservice). Die Verarbeitung von personenbezogenen 

Daten im Rahmen der Hauptversammlung basiert auf Art. 6 Abs. 1 lit. c Datenschutzgrundverordnung 

(DSGVO). Danach ist eine Verarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig, wenn die Verarbeitung zur 

Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist. Die Advanced Blockchain AG ist rechtlich 

verpflichtet, eine Hauptversammlung der Aktionäre durchzuführen. Um diese Pflicht zu erfüllen, ist die 

Verarbeitung der oben genannten Kategorien von personenbezogenen Daten unerlässlich. Ohne Angabe 

von personenbezogenen Daten können sich Aktionäre nicht zur Hauptversammlung anmelden. 

 

Für die Datenverarbeitung ist die Advanced Blockchain AG verantwortlich. Die Kontaktdaten des 

Verantwortlichen lauten: Advanced Blockchain AG, Scharnhorststraße 24, 10115 Berlin,  

Telefax: 030-13880174, E-Mail: ir@advancedblockchain.com 

 

Personenbezogene Daten, die Aktionäre betreffen, werden grundsätzlich nicht an Dritte weitergegeben. 

Ausnahmsweise erhalten auch Dritte Zugang zu diesen Daten, sofern diese von der Advanced Blockchain 

AG zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der Durchführung der Hauptversammlung beauftragt 

wurden. Hierbei handelt es sich um typische Hauptversammlungsdienstleister, wie etwa HV-Agenturen, 

Rechtsanwälte oder Wirtschaftsprüfer). Die Dienstleister erhalten personenbezogene Daten nur in dem 

Umfang, der für die Erbringung der Dienstleistung notwendig ist. Im Rahmen des gesetzlich 

vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das Teilnehmerverzeichnis der Hauptversammlung können andere 

Teilnehmer und Aktionäre Einblick in die in dem Teilnehmerverzeichnis über Sie erfassten Daten erlangen. 

Auch im Rahmen von bekanntmachungspflichtigen Tagesordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträgen 

bzw. -wahlvorschlägen werden, wenn diese Anträge von Ihnen gestellt werden, Ihre personenbezogenen 

Daten veröffentlicht. Die oben genannten Daten werden je nach Einzelfall bis zu 3 Jahre (aber nicht weniger 

als 2 Jahre) nach Beendigung der Hauptversammlung aufbewahrt und dann gelöscht, es sei denn, die 

weitere Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall noch zur Bearbeitung von Anträgen, Entscheidungen oder 

rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung erforderlich. Die Angaben werden nicht gelöscht, 

solange das Teilnehmerverzeichnis der Hautversammlung aufgrund von gesetzlichen Vorgaben aufbewahrt 

werden muss (2 Jahre). 

 

Für Aktionäre und Aktionärsvertreter gelten die aus Art. 15-21 DSGVO aufgeführten Rechte (Recht auf 

Auskunft über die betreffenden personenbezogenen Daten sowie die Rechte auf Berichtigung oder Löschung 

oder auf Einschränkung der Verarbeitung oder eines Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung sowie des 

Rechts auf Datenübertragbarkeit). Im Zusammenhang mit der Löschung von personenbezogenen Daten 

verweisen wir auf die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen und den Art. 17 Abs. 3 der DSGVO. Diese Rechte 

können die Aktionäre gegenüber der Gesellschaft unentgeltlich über die E-Mail-Adresse 

ir@advancedblockchain.com oder über die folgenden Kontaktdaten geltend machen: Advanced Blockchain 

AG Scharnhorststraße 24 10115 Berlin. Zudem steht den Aktionären gemäß Art. 77 DSGVO ein 

Beschwerderecht bei den Datenschutzaufsichtsbehörden zu. Diese kann insbesondere bei der 

Datenschutzaufsichtsbehörde entweder des Bundeslandes, in dem der Aktionär seinen Wohnsitz oder 

mailto:ir@advancedblockchain.com
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ständigen Aufenthaltsort hat, oder des Bundeslandes Hessen, in dem die Gesellschaft ihren Sitz hat, 

eingelegt werden. 

 

Frankfurt/Main, im September 2025 

 

Der Vorstand 
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Mindestinformationen nach § 125 Abs. 1 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG, Artikel 4 Abs. 1 sowie Tabelle 3 Blöcke 
A bis C des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212  

Art der Angabe Beschreibung 

A. Inhalt der Mitteilung 

1. Eindeutige Kennung des Ereignisses ABX102025oHV 

2. Art der Mitteilung Einladung zur Hauptversammlung 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: NEWM] 

B. Angaben zum Emittenten 

1. ISIN  DE000A0M93V6 

2. Name des Emittenten  Advanced Blockchain AG 

C. Angaben zur Hauptversammlung  

1. Datum der Hauptversammlung  20.10.2025 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 20251020] 

2. Uhrzeit der Hauptversammlung 11:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 09:00 UTC] 

3. Art der Hauptversammlung  Ordentliche Hauptversammlung  

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: GMET] 

4. Ort der Hauptversammlung  Frankfurt School of Finance & Management gGmbH,  
Raum SO.03 (EG), Adickesallee 32-34, 60322 Frankfurt am Main, Deutschland 

5. Aufzeichnungsdatum  28.09.2025, 24:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 20250928] 

6. Uniform Resource Locator (URL)  https://hv.blockchain-ag.de/ 

 


